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lichen Tätigkeit zuzuordnen sind, und nur die 
von dem Angestellten betreuten Aufträge und 
Projekte zu gewerblichen Einkünften führen. . . .  60

BFH-Urteil vom 16. Oktober 2008 – IV R 1/06
1.  Betriebsgebundene Zuckerrübenlieferrechte 
sind selbständige immaterielle abnutzbare Wirt-
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lung der Bilanz voraussichtlichen Dauer des 
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Eine Nutzungsdauer von 15 Jahren erscheint je-
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lich nicht vorgesehenen Auszahlungen negativ, 
so weist das nunmehr aktivische „Darlehens-
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es in die Ermittlung des Kapitalkontos des Kom-
manditisten nach § 15a Abs. 1 EStG nicht einzu-
beziehen ist. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  87

BFH-Beschluss vom 6. November 2008 – IV B 126/07
1.  Im Beschwerdeverfahren über die Ablehnung 
eines Antrags auf AdV durch das FG hat der BFH 
als Tatsachengericht grundsätzlich selbst die Be-
fugnis und Pflicht zur Tatsachenfeststellung.
2.  Dies steht jedoch einer Zurückverweisung 
des Verfahrens zur ergänzenden Tatsachenfest-
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2.  Vermietet ein Steuerpflichtiger aufgrund ein-
heitlichen Mietvertrags ein bebautes zusammen 
mit einem unbebauten Grundstück, so gilt die 
§ 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG zugrunde liegen-
 de Typisierung der Einkünfteerzielungsabsicht 
bei auf Dauer angelegter Vermietungstätigkeit 
grundsätzlich nicht für die Vermietung des un-
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Rücklage kann daher nicht auf ein im Wege der 
mittelbaren Grundstücksschenkung erworbenes 
Grundstück übertragen werden. . . . . . . . . . . . . . . .  245

BFH-Urteil vom 30. April 2009 – VI R 54/07
1.  Eine dem Arbeitgeber erteilte Anrufungsaus-
kunft (§ 42e EStG) stellt nicht nur eine Wissens-
erklärung (unverbindliche Rechtsauskunft) des 
Betriebsstätten-FA darüber dar, wie im einzelnen 
Fall die Vorschriften über die Lohnsteuer anzu-
wenden sind. Sie ist vielmehr feststellender Ver-
waltungsakt i.S. des § 118 Satz 1 AO, mit dem sich 
das FA selbst bindet.
2.  Die Vorschrift des § 42e EStG gibt dem Arbeit-
geber nicht nur ein Recht auf förmliche Beschei-
dung seines Antrags. Sie berechtigt ihn auch, 
eine ihm erteilte Anrufungsauskunft erforderli-
chenfalls im Klagewege inhaltlich überprüfen zu 
lassen.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  276

BFH-Urteil vom 19. Mai 2009 – VIII R 6/07
1.  Eine so genannte Praxisausfallversicherung, 
durch die im Falle einer krankheitsbedingten 
Arbeitsunfähigkeit des Steuerpflichtigen die 
fortlaufenden Kosten seines Betriebes ersetzt 
werden, gehört dessen Lebensführungsbereich 
an. Die Beiträge zu dieser Versicherung stellen 
daher keine Betriebsausgaben dar, die Versiche-
rungsleistung ist nicht steuerbar.
2.  Wird neben dem privaten Risiko der Erkran-
kung zugleich das betriebliche Risiko der Qua-
rantäne, also der ordnungsbehördlich verfügten 
Schließung der Praxis, versichert, so steht § 12 
Nr. 1 EStG dem Abzug der hierauf entfallenden 
Versicherungsbeiträge als Betriebsausgaben 
nicht entgegen.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  305

BFH-Urteil vom 24. Juni 2009 – VIII R 80/06
1.  Die Befugnisse aus § 147 Abs. 6 AO stehen der 
Finanzbehörde nur in Bezug auf Unterlagen zu, 
die der Steuerpflichtige nach § 147 Abs. 1 AO auf-
zubewahren hat.
2.  Die Verpflichtung zur geordneten Aufbewah-
rung von Unterlagen nach § 147 Abs. 1 AO trifft 
auch Steuerpflichtige, die gemäß § 4 Abs. 3 EStG 
als Gewinn den Überschuss der Betriebseinnah-
men über die Betriebsausgaben ansetzen.
3.  Der sachliche Umfang der Aufbewahrungs-
pflicht in § 147 Abs. 1 AO ist grundsätzlich ab-
hängig vom Bestehen und vom Umfang einer 
gesetzlichen Aufzeichnungspflicht. Aufzube-
wahren sind danach alle Unterlagen, die zum 
Verständnis und zur Überprüfung der für die 
Besteuerung gesetzlich vorgeschriebenen Auf-
zeichnungen im Einzelfall von Bedeutung sein 
können. § 147 Abs. 1 Nr. 5 AO ist mit dieser Maß-
gabe einschränkend auszulegen.
4.  Das Recht, nach § 146 Abs. 5 Satz 1 AO eine 
bestimmte Form der Aufzeichnung und der 
Aufbewahrung zu wählen, ist ausgeübt, wenn 
sich der Steuerpflichtige entschieden hat, Auf-
zeichnungen sowohl in Papierform als auch in 
elektronischer Form zu führen und wenn er die 
notwendigen Unterlagen ebenfalls in beiden For-
men aufbewahrt. In diesem Fall erstreckt sich die 
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Pflicht zur Aufbewahrung nach § 147 Abs. 1 AO 
auf sämtliche Aufzeichnungen und Unterlagen.
5.  Führt der Steuerpflichtige Aufzeichnungen, 
zu denen er gesetzlich nicht verpflichtet ist, so 
sind die Aufzeichnungen dann nicht gemäß § 146 
Abs. 6 AO „für die Besteuerung von Bedeutung“, 
wenn sie der Besteuerung nicht zugrunde zu 
legen sind. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  331

BFH-Urteil vom 25. Juni 2009 – IV R 3/07
Wird ein Gesellschaftsanteil unter einer auf-
schiebenden Bedingung veräußert, geht das 
wirtschaftliche Eigentum an dem Gesellschafts-
anteil grundsätzlich erst mit dem Eintritt der Be-
dingung auf den Erwerber über, wenn ihr Eintritt 
nicht allein vom Willen und Verhalten des Er-
werbers abhängt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  358

BFH-Urteil vom 14. Juli 2009 – IX R 52/08
1.  Bezugspunkt für eine Änderung der bei der Er-
mittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte nicht 
ausgeglichenen Verluste ist nicht der Einkom-
mensteuerbescheid, sondern grundsätzlich der 

Verlustfeststellungsbescheid des Verlustentste-
hungsjahres (Anschluss an das BFH-Urteil vom 
17. September 2008 IX R 70/06, BFHE 223, 50).
2.  Ist der verbleibende Verlustabzug erstmals 
gesondert festzustellen, ist der „bei der Ermitt-
lung des Gesamtbetrags der Einkünfte nicht 
ausgeglichene Verlust“ nach den einschlägigen 
materiell-rechtlichen Regelungen in § 10d EStG 
zu bestimmen.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  334

BFH-Urteil vom 18. August 2009 – X R 25/06
Maßgeblich für die steuerrechtliche Qualifizie-
rung einer Tätigkeit ist nicht die vom Steuer-
pflichtigen subjektiv vorgenommene Beurtei-
lung und die angegebene Bezeichnung, sondern 
vielmehr die Wertung nach objektiven Kriterien. 
Deshalb ist gewerblicher Grundstückshandel 
nicht allein deshalb zu bejahen, weil der Steuer-
pflichtige beim FA und seiner Gemeindebehörde 
einen Gewerbebetrieb anmeldet und Dritten 
gegenüber erklärt, er sei gewerblicher Grund-
stückshändler.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  360


